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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 16. Juni 1961 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
234. Sitzung am 16. Juni 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 31. Mai 1961 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes zur Verbesserung der wirt- 
schaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle 

— Drucksachen 2478, 2748 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Meyers 


Bonn, den 16. Juni 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 2. Juni 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 

Dr. Meyers 


Druck: Bonner Universitäts-Bucäidrucfcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 

Krankheitsfalle 


1. Artikel 1 Nr. 2 

a) In $ 2 Abs. 2 Satz 1 sind nach dem Wort 
„Lohnabrechnungszeitraum" die Worte min- 
destens jedoch während der letzten abge- 
redineten vier Wochen," einzufügen. 

Begründung 

In der Wirtschaft setzt sich zwar in immer 
stärkerem Umfang die Abrechnung nach grö- 
ßeren Zeiträumen (4 Wochen, 1 Monat) durch. 
Trotzdem bleibt zu verzeichnen, daß ein gro- 
ßer Teil der Betriebe, und zwar meist die 
kleineren Betriebe, einen wöchentlichen Lohn- 
abrechnungszeitraum haben. 

Es muß angestrebt werden, die im Gesetz vor- 
gesehene Regelung von solchen Zufällig- 
keiten unabhängig zu machen, die sich aus 
unterschiedlichen Lohnabrechnungszeiträu- 
men bei Leistungslohn, unentschuldigten 
Fehlzeiten usw. ergeben, um eine Gleichstel- 
lung der Stunden- und Wochenlöhner mit den 
Arbeitern zu erreichen, deren Arbeitsentgelt 
nach Monaten bemessen ist. 

b) In ^ 2 Abs. 3 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Vergütungen für nicht regelmäßig geleistete 
Mehrarbeit oder überarbeit mit Ausnahme 
der Zuschläge hierfür bleiben außer Betracht." 

Begründung 

Die Ergänzung ist zur Herbeiführung der 
Gleichstellung der Monatslöhner mit den in 
§ 2 Abs, 2 aufgeführten Stundenlöhnern er- 
erforderlich. 


2. Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe b 

a) In ^ 182 Abs. 3 ist der Halbsatz „an dem die 
Arbeitsunfähigkeit ärztlich festgestellt wird" 
durch den Halbsatz „an dem die Arbeitsun- 
fähigkeit eingetreten ist" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Frage der Feststellung des Versicherungs- 
falles und der Beweisführung soll wie bisher 
durch die Krankenordnungen der Kranken- 
kassen und die kassenärztlichen Verträge ge- 
regelt werden. 


Im übrigen ist das ärztliche Attest kein aus- 
schließlicher Beweis für das Vorliegen von 
Arbeitsunfähigkeit. 

b) ln § 182 Abs. 4 Satz 2 ist der Halbsatz „und 
der mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebt" 
zu streichen. 

Biegründung 

Die Erhöhung des Krankengeldes für Ange- 
hörige soll in Anpassung an die bereits jetzt 
bestehende Bestimmung für die Zuschläge 
zum Hausgeld lediglich vom Unterhalt der 
Angehörigen, nicht aber von der häüslichen 
Gemeinschaft abhängig sein. Es besteht kein 
sachlicher Grund, die im Hinblick auf Ange- 
hörige bestimmten Geldleistungen beim Kran- 
kengeld von anderen Voraussetzungen ab- 
hängig zu machen als beim Hausgeld. 

c) In § 182 Abs. 5 Satz 1 sind nach dem Wort 
„Lohnabrechnungszeitraum" die Worte ", min- 
destens jedoch während der letzten ab ge re eb- 
neten vier Wochen," einzufügen. 

Begründung 

Folge der Änderung unter lfd. Nr. 1 a). 

3. Artikel 2 Nr. 4 

In § 183 Abs. 4 ist folgender Satz 2 anzufügen: 
„Für solche Versicherte hat die Satzung die Bei- 
träge entsprechend zu kürzen." 

Begründung 

Ein beitragsmäßiger Ausgleich für die vermin- 
derte Leistung list ebenso, wie nach geltendem 
Recht in § 189 RVO vorgesehen, geboten. 

4. Nach Artikel 2 

ist folgender Artikel 2 a einzufügen: 

»Artikel 2 a 

1. In § 3 Abs. 3 Buchstabe e des Ersten Gesetzes 
zur Aufhebung des Besatzungsrechts vom 
30. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 437) wer- 
den die Worte „Nr. 4 Ziffer 3 e" gestrichen. 
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Für die ehemalige britische Besatzungszone 
wiird Artikel 10 der Ersten Verordnung zur 
Vereinfachung des Leistungs- und Beitrags- 
rechts in der Sozialversicherung vom 17. März 
1945 (Reichsgesetzbl. I S, 41) wieder in Kraft 
gesetzt. 

2. Die bremische Verordnung vom 17. Novem- 
ber 1945 betr. Außerkraftsetzung des Arti- 
kels 10 in der Ersten Verordnung des Reichs- 
arbeit sminiisters zur Vereinfachung des Lei- 
stungs- und Beitragsrechts in der Sozialver- 
sicherung vom 17. März 1945 (Reichs ge setz- 
blatt I S. 41), Bremisches Gesetzblatt S. 11, 
wird aufgehoben; Artikel 10 der angeführten 
Verordnung vom 17. März 1945 tritt im Gel- 
tungsbereich der aufgehobenen Verordnung 
wieder in Kraft.' 

Begründung 

In der zu streichenden Verordnung ist be- 
stimmt, daß Artikel 10 der Ersten Verordnung 
zur Vereinfachung des Leistungs- und Bei- 
tragsrechts in der Sozialversicherung vom 
17. März 1945 suspendiert wird und die frü- 
her geltenden Bestimmungen der Reichsver- 
siicherungs Ordnung wieder in Kraft treten. 
Artikel 10 der Ersten Verordnung bestimmt, 
daß für die Familienangehörigen Kranken- 
pflege und Krankenhauspflege unter den 
gleichen Voraussetzungen und im gleichen 


Umfange wie den Versicherten selbst ge- 
währt wird. Durch Suspendierung des Arti- 
kels 10 durch SVD Nr. 4 Ziff. 3 e, deren Wei- 
tergeltung durch das Gesetz vom 30. Mai 1956 
bestimmt wurde, ist dm Bereich der ehe- 
maligen britischen Zone die Familienkranken- 
hauspflege eine Mehrleistung der Kranken- 
kassen. Die Kassen können die Dauer der 
Leistungen satzungsgemäß bestimmen, sie 
können sich auch auf bloße Zuschüsse be- 
schränken, während im gesamten übrigen 
Bundesgebiet die Krankenhauspflege eine 
Regelleistung ist und für die Angehörigen für 
die gleiche Dauer und im gleichen Umfange 
wie dem Versicherten selbst gewährt werden 
muß. 

Weder die Verhältnisse der Versicherten 
noch die Verhältnisse der Krankenkassen 
können für diese Sonderregelung 'in der ehe- 
maligen britischen Besatzungszone höute noch 
als Begründung angeführt werden. Die Schaf- 
fung gleichen Rechts innerhalb der Bundes- 
republik erscheint auch im Hinblick auf die 
zwischenstaatlichen Abkommen mit anderen 
Ländern und die Verordnungen der EWG ge- 
boten. 

Die bremische Verordnung vom 17. Novem- 
ber 1945 suspendiert ebenso wie die Sozial- 
versicherungsdirektive Nr. 4 Ziff. 3ie den 
Artikel 10 der Verordnung vom 17. März 
1945. 
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